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Sehr geehrte Damen und Herren

Besten Dank für die Zusendung des Raumplanungsentwurfs. Unser Anliegen ist der Maiensäss und Alpenraum, und unsere Stellungnahme wird insbesondere diesen Kulturland Bereich betreffen.

Der Verein für Raumentwicklung Kultur und Landschaft verfolgt 3 Ziele:

	Raumentwicklung 
	Der Alpenraum mit seinen Maiensässhütten und Ställen soll sich nicht zurück zur Natur entwickeln mit seinen teil- oder vollständig- verfallenen Ruinen, sondern er soll sich weiterentwickeln und der Raum soll für uns Menschen und Wanderern eine Freude sein. 

	Kultur
	Wir möchten das Kulturgut unserer Vorfahren erhalten, und bauliche Massnahmen im Sinne des Landschaftsbildes möglich machen. Ein Objekt egal ob verfallen oder nicht, hat das Recht auf Wiederaufbau, Renovation oder massvoller Erweiterung. Störende Objekte sollen im Sinne der siedlungstypischen Bauweise verbessert werden können.

	Landschaft
	Das Landschaftsbild soll oberste Priorität haben, denn das ist das Kapital von verschiedenen Kantonen die vom Tourismus abhängig sind. Landschaftsbild definieren wir über die siedlungstypische und ortsübliche Bauweise und Grösse. 


Wir danken für Ihre Kenntnisnahme und verbleiben.

Mit freundlichen Grüssen

P. Tarnutzer

Verein für Raumentwicklung

Kultur und Landschaft

Allgemeine Bemerkungen zum REG
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	Ein Hauptanliegen des neuen REG ist die fortschreitende Zersiedelung zu stoppen.

Dass im Kulturlandbereich keine neuen Bauten entstehen sollen finden wir grundsätzlich richtig und zielorientiert.
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	Mit den Handlungsspielräumen der Kantone kann jeder Kanton auf seine Bedürfnisse bezogen Anpassungen vornehmen. Tourismuskantone können das Gesetz auf ihre Bedürfnisse abstimmen.
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	Wir  erhofften uns mit dem neuen REG aber, dass bestehende Bauten in der Kulturlandzone genutzt und somit auch gepflegt und unterhalten werden können. 
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	Die Gesetze im Abschnitt 6 Bauten und Anlagen in Kulturlandzonen sind sehr restriktiv und mit engem Fokus auf die Landwirtschaft orientiert, was zu einer Benachteiligung anderer Personengruppierungen führt.
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	In den Kulturlandzonen wird den Kantonen mehr Handlungsspielraum in Aussicht gestellt. Durch die sehr detaillierte und restriktive Bundesgesetzgebung in diesem REG bleibt aber den Kantonen effektiv sehr wenig Spielraum.

Im Bundesgesetz sollen nur Grundsätze geregelt werden, und in den Ausführungsbestimmungen Detailregelungen die kantonal auf die individuellen Bedürfnisse angepasst werden können.


Artikel 53 

Bauten und Anlagen im Zusammenhang mit der Landwirtschaft

Landwirte sind nicht die einzigen Akteure die im Kulturlandbereich Wertschöpfung generieren.

Der Wandel schreitet stetig voran und das Gesetz soll diesem Wandel Rechnung tragen. Der Fokus dieses Artikels soll breiter gefächert werden. 

Betrachtet man die Vergangenheit so wurden im alten RPG mit diversen speziellen und individuellen Gesetzen und Detailbestimmungen diesem Wandel Rechnung getragen. Das hat zum heutigen komplexen Gesetze geführt, mit vielen einzelnen Sonderregelungen. Dies kann in Zukunft verhindert werden, mit einer breiten Fächerung über den Fokus Landwirtschaft hinaus.
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	Der Titel soll dieser breiteren Fächerung Rechnung tragen

Art. 53 Bauten und Anlagen für wertschöpfende Tätigkeiten
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	Die Aufzählung soll erweitert werden

· touristische Zwecke  und deren Infrastruktur

· andere wertschöpfende Tätigkeiten aus nichtlandwirtschaftlichen Bereichen


Artikel 55 

Solaranlagen

Diese Regelung ist nicht stufengerecht und gehört nicht in ein Bundesgesetz, sondern in ein Baugesetz oder kantonale Bestimmung, oder in die Ausführungsbestimmungen zum REG.

Ist es das Ziel des  Bundes mit diesem Artikel den Bau von Solaranlagen zu fördern so finden wir das unterstützungswürdig.
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	Reduzierung auf die Kernaussage

Solaranlagen sind grundsätzlich mit gestalterischen  Auflagen  zu bewilligen


Artikel 56 

Andere Bauten und Anlagen

	[image: image9.png]



	Die Idee mit der Kompensation finden wir genial. 

Nur sollte jede Eliminierung von Bauten auf bebauten Flächen egal welcher Art des Baus und Zustandes zu einem Kompensationsanspruch führen dürfen. (Auch z.B. verfallene Ställe)

	[image: image10.png]



	Abs 2 ist sehr unklar formuliert (wenn besondere Gründe dies rechtfertigen)

Die Nutzung von unbewohnten Gebäuden zu Wohnzwecken soll generell zugelassen werden, wenn dadurch keine erheblichen Auswirkungen auf Raum, Erschliessung und Umwelt entstehen.




Artikel 57 

Wiederaufbau

Diese restriktive Wiederaufbau Regelung führt zwangsläufig zu Bauruinen, welche das für einen Tourismuskanton existenziell wichtige Landschaftsbild direkt tangiert.

Ausserdem unterscheidet man im vorliegenden Entwurf zwischen Altrechtlichen und Neurechtlichen Bauten. Genauso wie fixe Gebührenbeträge sind auch fixe Stichdaten sehr problematisch und werden auch sehr schlecht akzeptiert. 

Das bezeugt auch die Standesinitiative des Kantons St.Gallen vom 26.5.2008.

Gestützt auf Artikel 160 Absatz 1 der Bundesverfassung reicht der Kanton St. Gallen folgende Standesinitiative ein:
Die Bundesversammlung wird eingeladen, die Artikel 24ff. des Raumplanungsgesetzes dahingehend zu ändern, dass der Grundsatz "Einmal Wohnraum, immer Wohnraum" konsequent und unabhängig vom Stichtag 1. Juli 1972 umgesetzt wird und dass die zur Gewährleistung von zeitgemässen Wohnverhältnissen sinnvollen baulichen Massnahmen - einschliesslich Wiederaufbau innert angemessener Frist - möglich  sind.

Im Hinblick auf diese Standesinitiative wird der vorliegende Entwurf zwangsläufig zu Problemen führen.

Das Gesetz ist viel zu detailliert und entspricht nicht der Stufengerechtigkeit eines Bundesgesetzes.
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	Der Titel soll geändert werden

Art. 57 Wiederaufbau Änderung und Abbruch
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	Der Grundsatz Wohnen bleibt Wohnen soll aufgenommen werden unabhängig vom Stichtag 1.7.1972
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	Es soll zu einem Grundsatzgesetz werden. 

Ein Wiederaufbau, Änderung oder Abbruch und Wiederaufbau soll erlaubt sein, wenn damit der ursprüngliche Zustand wiederhergestellt wird.

(Detailregelungen und Gestaltungsregeln in den Ausführungsbestimmungen und kantonal individuell)


Artikel 65 und Artikel 66

Versiegelungs und Wohnflächenabgaben

Genau wie bei den Fixen Stichdaten im Art. 57 sind auch fixe Preisdaten problematisch.

a. Die Preise variieren mit der Teuerung und den Bau- und Bodenpreisen 

b. Im Bezug auf die Lokalität kann dieser Preis als sehr hoch oder sehr niedrig empfunden werden.
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	Die Idee einer Wohnflächenabgabe finden wir prinzipiell gut
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	Wir schlagen vor den Preis in Artikel 65 und 66 in Relation zu den aktuellen regionalen Bodenpreisen zu setzen.
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	Ausserdem betrachten wir die Abgaben in Artikel 65 und 66 als nicht gesetzeskonform, und diese beiden Artikel sollten einer rechtlichen Prüfung unterzogen werden.


Änderungen des bisherigen Rechts

Gewässerschutzgesetz vom 24. Januar 1991

Artikel 12 Abs. 4 Bst a 

Diese Anpassung stellt das ganze Gewässerschutz - Gesetz in Frage und macht es unglaubwürdig.

Es ist nicht verständlich, dass jemand sein häusliches Abwasser verwerten kann und jemand anderes nicht. Entweder ist die Verwertung des häuslichen Abwassers für die Landwirtschaft als Dünger problematisch oder nicht, egal wie verdünnt es ausgebracht wird.
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	Wir verlangen eine konsequente einheitliche Regelung für alle Personengruppen. Ansonsten wird das Gewässerschutzgesetz unglaubwürdig, und die Einhaltung wird untergraben.
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